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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1979 Ausgegeben am 31. Dezember 1979 192. Stück

5 6 1 . Bundesgesetz: 35. Gehaltsgesetz-Novelle und Änderung des Richterdienstgesetzes
(NR: GP XV RV 115 AB 176 S. 20. BR: AB 2089 S. 391.)

5 6 2 . Bundesgesetz: 28. Vertragsbedienstetengesetz-Novelle
(NR: GP XV RV 116 AB 177 S. 20. BR: AB 2090 S. 391.)

5 6 3 . Bundesgesetz: 12. Novelle zur Bundesforste-Dienstordnung
(NR: GP XV RV 117 AB 178 S. 20. BR: AB 2091 S. 391.)

5 6 4 . Bundesgesetz: 5. Novelle zur Kunsthochschul-Dienstordnung
(NR: GP XV RV 118 AB 179 S. 20. BR: AB 2092 S. 391.)

5 6 1 . Bundesgesetz vom 18. Dezember
1979, mi t dem das Gehaltsgesetz 1956
(35. Gehaltsgesetz-Novelle) und das

Richterdienstgesetz geändert werden

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I
Das Gehaltsgesetz 1956, BGBl. Nr. 54, zuletzt

geändert durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 136/
1979, wird wie folgt geändert:

1. § 10 Abs. 1 Z. 3 erhält folgende Fassung:
„3. durch Antritt eines Karenzurlaubes (Urlau-

bes gegen Entfall der Bezüge), soweit nicht gemäß
§ 75 des Beamten-Dienstrechtsgesetzes 1979,
BGBl. Nr. 333, oder gemäß § 75 des Richter-
dienstgesetzes, BGBl. Nr. 305/1961, etwas anderes
verfügt wurde; eine Hemmung tritt jedoch nicht
ein, wenn der Karenzurlaub nach § 15 des Mutter-
schutzgesetzes 1979, BGBl. Nr. 221, gewährt
worden ist."

2. Im § 12 Abs. 2 Z. 5 wird
a) die Zitierung „Anlage 1 des Beamten-

Dienstrechtsgesetzes, BGBl. Nr. 329/1977,"
durch die Zitierung „Anlage 1 des Beamten-
Dienstrechtsgesetzes 1979,",

b) die Zitierung "§ 134 Abs. 4 des Beamten-
Dienstrechtsgesetzes" durch die Zitierung
„§ 186 Abs. 4 des Beamten-Dienstrechts-
gesetzes 1979"

ersetzt.

3. Im § 12 Abs. 4 Z.2 wird die Zitierung „§ 15
des Mutterschutzgesetzes, BGBl. Nr. 76/1957,"
durch die Zitierung „§ 15 des Mutterschutz-
gesetzes 1979" ersetzt.

4. Im § 12 a Abs. 4 wird in der Tabelle nach
dem Wort „Beamten-Dienstrechtsgesetz" die
Jahreszahl „1979" eingefügt.

5. § 13 Abs. 1 und 2 erhält folgende Fassung:
„(1) Ist der Beamte suspendiert und sein

Monatsbezug aus diesem Anlaß gekürzt worden,
so wird die Kürzung endgültig, wenn

1. der Beamte strafgerichtlich verurteilt wird,
2. über ihn im Disziplinarverfahren eine Geld-

strafe oder die Entlassung verhängt wird
oder

3. er während des strafgerichtlichen oder de»
Disziplinarverfahrens aus dem Dienstver-
hältnis austritt.

Treffen diese Voraussetzungen nicht zu, so sind
die infolge der Kürzung einbehaltenen Beträge
dem Beamten nachzuzahlen.

(2) Wenn die Endgültigkeit der Kürzung der
Bezüge mit Rücksicht auf die Beschaffenheit der
Tat und das Ausmaß der Schuld sowie auf die
persönlichen und familiären Verhältnisse des
Beamten eine außerordentliche Härte bedeuten
würde, so hat der zuständige Bundesminister
auf Antrag des Beamten zu verfügen, daß die
einbehaltenen Beträge dem Beamten insoweit
auszuzahlen sind, als dies zur Beseitigung der
außerordentlichen Härte notwendig ist. Die Ver-
fügung bedarf der Zustimmung des Bundes-
kanzlers und des Bundesministers für Finanzen."

6. § 14 erhält folgende Fassung:
„Wiederaufnahme in den Diens ts tand
§ 14. Wird ein Beamter des Ruhestandes wieder

in den Dienststand aufgenommen und ist damit
keine Beförderung verbunden, so gebührt ihm
die besoldungsrechtliche Stellung, die er im
Zeitpunkt seiner Versetzung in den Ruhestand
innegehabt hat. In diesem Fall ist dem Beamten
in der Gehaltsstufe, die er anläßlich der Wieder-
aufnahme in den Dienststand erhält, die Zeit,
die er vor seiner Versetzung in den Ruhestand
in dieser Gehaltsstufe verbracht hat, soweit für
die Vorrückung anzurechnen, als sie nach den
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damals geltenden Vorschriften für die Vor-
rückung wirksam gewesen ist."

7. Im § 16 Abs. 1 wird die Zitierung „(§ 28
Abs. 6 der Dienstpragmatik, RGBl. Nr. 15/1914,
in der Fassung der Dienstpragmatik-Novelle 1972,
BGBl. Nr. 213)" durch die Zitierung „(§ 49
des Beamten-Dienstrechtsgesetzes 1979)" ersetzt.

8. Im § 16 Abs. 3 wird die Zitierung „§ 28
Abs. 2 der Dienstpragmatik" durch die Zitierung
„§ 48 Abs. 2 des Beamten-Dienstrechtsgesetzes
1979" ersetzt.

9. Im § 16 a Abs. 1 wird
a) die Zitierung „§ 28 Abs. 5 der Dienstprag-

matik" durch die Zitierung „§ 48 Abs. 6
des Beamten-Dienstrechtsgesetzes 1979",

b) die Zitierung „§ 28 Abs. 2 der Dienstprag-
matik" durch die Zitierung „§ 48 Abs. 2
des Beamten-Dienstrechtsgesetzes 1979"

ersetzt.
10. Im § 17 Abs. 3 wird der Ausdruck „bei

mehrschichtigem Dienst oder bei Wechseldienst
(§ 28 Abs. 4 der Dienstpragmatik)" durch den
Ausdruck „bei Schicht- oder Wechseldienst"
ersetzt.

11. § 22 erhält folgende Fassung:
„Pensionsbeitrag

§ 22. (1) Der Beamte hat, soweit gesetzlich
nicht anderes bestimmt ist, für jeden Kalender-
monat seiner ruhegenußfähigen Bundesdienstzeit
im voraus einen monatlichen Pensionsbeitrag zu
entrichten.

(2) Der Pensionsbeitrag beträgt 7 v. H. der
Bemessungsgrundlage. Diese besteht aus

1. dem Gehalt,
2. den als ruhegenußfähig erklärten Zulagen

und
3. den einen Anspruch auf eine Zulage zum

Ruhegenuß begründenden Zulagen,
die der besoldungsrechtlichen Stellung des Beam-
ten entsprechen. Den Pensionsbeitrag von 7 v. H.
hat der Beamte auch von den Teilen der Sonder-
zahlung zu entrichten, die den unter Z. 1 bis 3
genannten Geldleistungen entsprechen.

(3) Der Pensionsbeitrag ist von den Bezügen
des Beamten einzubehalten. Soweit gesetzlich
nicht anderes bestimmt ist, hat der Beamte für
die Monate, in denen ihm keine Bezüge gebühren,
die Pensionsbeiträge einzuzahlen. In diesem Fall
kann der zuständige Bundesminister aus beson-
ders berücksichtigungswürdigen Gründen Zah-
lungserleichterungen (Stundung, Ratenzahlung)
gewähren.

(4) Für jene Kalendermonate der ruhegenuß-
fähigen Bundesdienstzeit, in denen der Beamte
wegen Präsenz- oder Zivildienstes keinen An-
spruch auf Bezüge hat, ist kein Pensionsbeitrag
zu leisten.

(5) Rechtmäßig entrichtete Pensionsbeiträge
kann der Beamte nicht zurückfordern. Hat der

Beamte für die Zeit eines Karenzurlaubes Pen-
sionsbeiträge entrichtet und erhält der Bund für
diese Zeit oder einen Teil dieser Zeit einen Über-
weisungsbetrag nach den sozialversicherungs-
rechtlichen Bestimmungen, so ist der Über-
weisungsbetrag auf die in Betracht kommenden
Monate gleichmäßig aufzuteilen. Die entrich-
teten Pensionsbeiträge sind dem Beamten insoweit
zu erstatten, als sie durch die Teile des Über-
weisungsbetrages gedeckt sind."

12. Im § 24 werden
a) die Überschrift „Naturalbezüge" und
b) im Abs. 1 das Wort „Sachbezüge"

jeweils durch das Wort „Sachleistungen" ersetzt.

13. § 25 erhält folgende Fassung:
„Vergütung für Nebentät igkeit

§ 25. (1) Soweit die Nebentätigkeit eines
Beamten nicht nach den Bestimmungen eines
privatrechtlichen Vertrages zu entlohnen ist,
gebührt dem Beamten eine angemessene Neben-
tätigkeitsvergütung. Ihre Bemessung bedarf der
Zustimmung des Bundesministers für Finanzen.

(2) Die Vergütungen, die eine juristische Person
des privaten Rechts nach den für sie maßge-
benden Bestimmungen einem Beamten für seine
Nebentätigkeit in einem ihrer Organe zu leisten
hätte, sind — mit Ausnahme der Sitzungsgelder
und des Reisekostenersatzes — dem Bund (Bun-
desministerium für Finanzen) abzuführen. Für
die Bemessung der Vergütung, die dem Beamten
für eine solche Nebentätigkeit aus Bundesmitteln
gebührt, gelten die Vorschriften des Abs. 1."

14. Im § 27 Abs. 3 wird der Ausdruck „Wieder-
antritt des Dienstes (Reaktivierung)" durch den
Ausdruck „Wiederaufnahme in den Dienststand"
ersetzt.

15. Die Tabellen im § 28 Abs. 3 erhalten
folgende Fassung:
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16. Die Tabelle im § 30 Abs. 1 erhält folgende
Fassung:

17. § 30 b Abs. 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Die Pflegedienstzulage beträgt monatlich

1. für Beamte der Sanitätshilfsdienste 319 S,

2. für Beamte der medizinisch-technischen
Dienste 837 S,

3. für Beamte des Krankenpflegefachdienstes
und für Hebammen
a) bis zur Gehaltsstufe 5 der Dienstklasse II

837 S,
b) ab der Gehaltsstufe 6 der Dienstklasse II

1 006 S."

18. § 30 c Abs. 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Die Pflegedienst-Chargenzulage beträgt
monatlich

1. für Stationspfleger und Stationsschwestern
1 248 S,

2. für Oberpfleger und Oberschwestern 1 607 S,

3. für Pflegevorsteher und Oberinnen 1 964 S."

19. Nach § 34 Abs. 1 wird eingefügt:

„(2) Ist ein Beamter gemäß § 33 Abs. 3 vor
dem Zeitpunkt der Zeitvorrückung in die Dienst-
klasse III befördert worden und wird er danach
gemäß Abs. 1 oder gemäß § 12 a Abs. 3 oder 6
aus einer Verwendungsgruppe, auf die § 33
Abs. 3 anzuwenden ist, in eine andere Verwen-
dungsgruppe, auf die § 33 Abs. 3 anzuwenden
ist, überstellt, so ist der Zeitraum, um den diese
Beförderung vor dem Zeitpunkt der Zeitvor-
rückung liegt, in der neuen Verwendungsgruppe
der für die Vorrückung berücksichtigten Gesamt-
dienstzeit zuzuzählen."

20. Im § 34 erhalten die bisherigen Abs. 2 bis 4
die Bezeichnung „(3)" bis „(5)".

21. Im § 38 Abs. 1 wird der Betrag von „567 S"
durch den Betrag von „591 S" ersetzt.

22. Im § 38 a Abs. 1 wird der Betrag von
„424 S" durch den Betrag von „442 S" ersetzt.

23. Die Tabelle im § 39 Abs. 1 erhält folgerde
Fassung:

24. Die Tabelle im § 42 Abs. 1 erhält folgende
Fassung:

25. Im § 42 Abs. 1 letzter Satz wird der Betrag
von „44 700 S" durch den Betrag von „46 577 S"
ersetzt.

26. Im § 43 Abs. 1 wird der Betrag von
„1 310 S" durch den Betrag von „1 365 S" ersetzt.
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27. Im § 45 Abs. 1 werden ersetzt:

a) in Z. 1 der Betrag von „5 306 S" durch
den Betrag von „5 529 S",

b) in Z. 2 der Betrag von „6 633 S" durch
den Betrag von „6 912 S",

c) in Z. 3 der Betrag von „7 960 S" durch
den Betrag von „8 294 S",

d) in Z, 4 der Betrag von „9 286 S" durch
den Betrag von „9 676 S",

e) in Z. 5 der Betrag von „10 613 S" durch
den Betrag von „11 059 S".

28. Die Tabelle im § 48 Abs. 3 erhält folgende
Fassung:

29. Im § 50 Abs. 3 wird der Betrag von
„4 060 S" durch den Betrag von „4 231 S"
ersetzt.

30. Die Tabelle im § 55 Abs. 1 erhält folgende
Fassung:

31. Im § 56 Abs. 2 wird der Betrag von
„1776 S" durch den Betrag von „1851 S"
ersetzt.

32. § 57 Abs. 2 erhält folgende Fassung:
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33. Im § 58 Abs. 4 werden die Beträge von
„433 S" und „793 S" durch die Beträge von
„451 S" und „826 S" ersetzt.

34. Im § 58 Abs. 6 wird

der Betrag von „481 S" durch den Betrag von
„501 S",

der Betrag von „675 S" durch den Betrag von
„703 S",

der Betrag von „962 S" durch den Betrag von
„1 002 S" und.

der Betrag von „237 S" durch den Betrag von
„247 S"

ersetzt.

35. Im § 59 Abs. 2 wird der Betrag von
„1431 S" durch den Betrag von „1 491 S"
ersetzt.

36. Im § 59 Abs. 9 wird

in Z. 1 der Betrag von „481 S" durch den Betrag
von „501 S",

in Z. 2 der Betrag von „730 S" durch den
Betrag von „761 S" und

in Z. 3 der Betrag von „1 001 S" durch den
Betrag von „1 043 S"

ersetzt.

37. Im § 59 Abs. 10 wird der Betrag von
„481 S" durch den Betrag von „501 S" ersetzt.

38. Im § 59 Abs. 11 wird der Betrag von
„730 S" durch den Betrag von „761 S" ersetzt.

39. Im § 59 Abs. 13 Z. 1 lit. c wird der Betrag
von „578 S" durch den Betrag von „602 S"
ersetzt:

40. § 59 Abs. 14 erhält folgende Fassung:

„(14) Die Dienstzulagen nach den Abs. 9 bis 13
sind ruhegenußfähig, wenn der Lehrer

1. in den letzten drei Jahren vor seiner Ver-
setzung oder seinem Übertritt in den Ruhe-
stand in einer den Anspruch auf diese
Dienstzulage begründenden Verwendung ge-
standen ist oder

2. die betreffende Dienstzulage durch insge-
samt mindestens 10 Jahre — davon jeden-

falls während des letzten Jahres vor seiner
Versetzung oder seinem Übertritt in den
Ruhestand — bezogen hat.

Die Dienstzulage nach Abs. 9 ist für den Ruhe-
genuß auch dann anrechenbar, wenn der Lehrer
ununterbrochen durch mindestens zehn Jahre
in einer den Anspruch auf diese Dienstzulage
begründenden Verwendung gestanden ist und der
Anspruch erst in den letzten zwei Jahren vor
seiner Versetzung oder seinem Übertritt in den
Ruhestand weggefallen ist."

41. Die Tabelle im § 60 Abs. 1 erhält folgende
Fassung:

42. Im § 60 Abs. 3 werden die Beträge von
„283 S" und „237 S" durch die Beträge von
„295 S" und „247 S" ersetzt.

43. Die Tabelle im § 60 a Abs. 1 erhält folgende
Fassung:

44. Die Tabelle im § 65 Abs. 1 erhält folgende
Fassung:

45. Im § 65 Abs. 3 wird der Betrag von
„1637 S" durch den Betrag von „1706 S"
ersetzt.
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46. Im § 65 Abs. 4 wird der Betrag von „962 S"
durch den Betrag von „1 002 S" ersetzt.

47. Im § 68 Abs. 2 wird in der Tabelle nach
dem Wort „Beamten-Dienstrechtsgesetz" die
Jahreszahl „1979" eingefügt.

48. Die Tabelle im § 72 Abs. 1 erhält folgende
Fassung:

49. § 73 Abs. 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Dem Wachebeamten gebührt eine ruhe-
genußfähige Dienstzulage. Sie beträgt während
der Dauer des provisorischen Dienstverhält-
nisses 180 S und nach der Definitivstellung

50. § 73 Abs. 3 Z. 1 erhält folgende Fassung:

„1. die Grundausbildung für dienstführende
Wachebeamte oder für Kriminalbeamte der Ver-
wendungsgruppe W 2 (Anlage 1 Z. 12.3 des
Beamten-Dienstrechtsgesetzes 1979) gemäß den
§§ 25 bis 35 des Beamten-Dienstrechtsgesetzes
1979 erfolgreich abgeschlossen haben oder die
die Ernennungserfordernisse für die Verwen-
dungsgruppe W 2 gemäß § 192 Abs. 2 des
Beamten-Dienstrechtsgesetzes 1979 erfüllt haben,
oder"

51. Im § 73 a werden die Beträge von „578 S",
„610 S" und „723 S" durch die Beträge von
„602 S", „636 S" und „753 S" ersetzt.

52. Die Tabelle im § 74 Abs. 1 erhält folgende
Fassung:

53. § 75 Abs. 8 erhält folgende Fassung:

„(8) § 13 Abs. 1 ist auf Berufsoffiziere mit der
Abweichung anzuwenden, daß an die Stelle der
in der Z. 2 genannten Disziplinarstrafen jegliche
Disziplinarstrafe tritt."

54. Die Tabelle im § 76 Abs. 1 erhält folgende
Fassung:

55. Im § 76 a Abs. 1 werden die Beträge von
„686 S", „515 S" und „342 S" durch die Beträge
von „715 S", „537 S" und „356 S" ersetzt.

56. Im § 77 Abs. 1 wird der Betrag von „567 S"
durch den Betrag von „591 S" ersetzt.
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57. Die Tabelle im § 78 Abs. 1 erhält folgende
Fassung:

58. Im § 79 a wird der Betrag von „1 457 S"
durch den Betrag von „1 518 S" ersetzt.

59. Im § 79 b Z. 3 werden die Beträge von
„279 S" und „336 S" durch die Beträge von
„291 S" und „350 S" ersetzt.

60. Im § 85 b Abs. 1 wird der Betrag von
„268 S" durch den Betrag von „279 S" ersetzt.

61. Im § 85 d Abs. 1 wird der Betrag von
„1285 S" durch den Betrag von „1339 S"
ersetzt.

62. § 86 Abs. 2 erhalt folgende Fassung:

„(2) Ein Beamter, der dem im Abs. 1 um-
schriebenen Personenkreis angehört, kann durch
Vorrückung die nachstehenden weiteren Gehalts-
stufen erreichen:

Diese weiteren Gehaltsstufen sind bei der
Beurteilung des Anspruches auf eine Dienst-
alterszulage außer Betracht zu lassen."

63. Im § 86 Abs. 3 wird der Betrag von
„2 033 S" durch den Betrag von „2118 S"
ersetzt.

Artikel II

Das Richterdienstgesetz, BGBl. Nr. 305/1961,
zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl.
Nr. 136/1979, wird wie folgt geändert:

1. Im § 65 a wird der Betrag von „11 070 S"
durch den Betrag von „11 535 S" ersetzt.
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2. Die Tabelle im § 66 Abs. 2 erhält folgende
Fassung:

3. Im § 66 Abs. 2 letzter Satz wird

in den Z. 1 und 2 der Betrag von „44 700 S"
jeweils durch den Betrag von „46 577 S" und

in Z. 3 der Betrag von „49 770 S" durch den
Betrag von „51 860 S"

ersetzt.

4. Im § 67 Abs. 1 wird der Betrag von „1 310 S"
durch den Betrag von „1 365 S" ersetzt.

5. Im § 68 a Abs. 1 werden ersetzt:

a) in Z. 1 der Betrag von „5 306 S" durch
den Betrag von „5 529 S",

b) in Z. 2 der Betrag von „6 633 S" durch den
Betrag von „6 912 S",

c) in Z. 3 der Betrag von „7 960 S" durch den
Betrag von „8 294 S",

d) in Z. 4 der Betrag von „9 286 S" durch den
Betrag von „9 676 S",

e) in Z. 5 der Betrag von „10 613 S" durch
den Betrag von „11 059 S".

6. Im § 68 d Abs. 2 wird der Betrag von
„2 033 S" durch den Betrag von „2118 S"
ersetzt.

7. Im § 72 Abs. 2 wird die Zitierung „§ 26
Abs. 5 des Beamten-Dienstrechtsgesetzes" durch
die Zitierung „§ 65 Abs. 5 des Beamten-Dienst-
rechtsgesetzes 1979, BGBl. Nr. 333," ersetzt.

8. Im § 75 Abs. 4 wird die Zitierung „§ 15
Abs. 1 des Mutterschutzgesetzes, BGBl. Nr. 76/
1957," durch die Zitierung „§ 15 Abs. 1 des
Mutterschutzgesetzes 1979, BGBl. Nr. 221,"
ersetzt.

Artikel III

Die 31. Gehaltsgesetz-Novelle, BGBl. Nr. 662/
1977, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz
BGBl. Nr. 136/1979, wird wie folgt geändert:

1. Die Tabelle im Art. IV Abs. 3 erhält folgende
Fassung:

2. Art. V Abs. 1 Z. 2 und Art. V Abs. 2 Z. 2
werden aufgehoben.

Artikel IV

Art. XI der 34. Gehaltsgesetz-Novelle, BGBl.
Nr. 136/1979, tritt mit Ablauf des 31. Dezember
1979 außer Kraft.

Artikel V

§ 22 Abs. 2 des Gehaltsgesetzes 1956 in der
Fassung des Art. I dieses Bundesgesetzes ist für
die Zeit vom 1. Jänner 1980 bis zum 31. Dezember
1980 mit der Maßgabe anzuwenden, daß an die
Stelle des Ausdrucks „7 v. H." jeweils der
Ausdruck „6,5 v. H." tritt.

Artikel VI

(1) Die dienst- und besoldungsrechtliche Stel-
lung der Beamten der Verwendungsgruppen E,
D, C, P 1 bis P 5, W 2 und W 3 verbessert sich
mit Wirkung vom 1. Juli 1980

1. bei Beamten der Dienstklasse III, für deren
Beförderung in diese Dienstklasse eine
Leistungsfeststellung gemäß § 87 Abs. 1
Z. 1 des BDG 1979 oder gemäß § 46 Abs. 1
Z. 1 des BDG, BGBl. Nr. 329/1977, oder
eine gemäß § 137 des BDG, BGBl. Nr. 329/
1977, gleichzuhaltende Gesamtbeurteilung
mit „ausgezeichnet" maßgebend war,
a) wenn der Beamte spätestens mit Wirkung

vom 1. Jänner 1980 in diese Dienstklasse
befördert wurde, um zwei Jahre,
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b) wenn der Beamte mit Wirkung vom
5. Jänner 1980 in diese Dienstklasse
befördert wurde, um eineinhalb Jahre,

c) wenn der Beamte mit Wirkung vom
10. Jänner 1980 in diese Dienstklasse
befördert wurde, um ein Jahr,

d) wenn der Beamte mit Wirkung vom
15. Jänner 1980 in diese Dienstklasse
befördert wurde, um ein halbes Jahr;

2. bei den Beamten der Dienstklasse IQ, auf
die die Ausführungen der Z. 1 über die
Leistungsfeststellung und die Gesamtbeur-
teilung nicht zutreffen,
a) wenn der Beamte spätestens mit Wirkung

vom 1. Jänner 1980 in diese Dienstklasse
befördert wurde, um eineinhalb Jahre,

b) wenn der Beamte mit Wirkung vom
5. Jänner 1980 in diese Dienstklasse
befördert wurde, um ein Jahr,

c) wenn der Beamte mit Wirkung vom
10. Jänner 1980 in diese Dienstklasse
befördert wurde, um ein halbes Jahr;

3. bei den Beamten der Dienstklasse IV, die
vor dem 1. Juli 1980 in diese Dienstklasse
befördert wurden, um eineinhalb Jahre;

4. bei den Beamten der Dienstklasse V, die
vor dem 1. Juli 1980 in diese Dienstklasse
befördert wurden, um ein Jahr.

(2) Die nach Abs. 1 eingetretenen Verbesserun-
gen der dienst- und besoldungsrechtlichen Stel-
lung sind gemäß § 8 Abs. 2 des Gehaltsgesetzes
1956 zu runden und bei Beförderungen in den
im Abs. 1 angeführten Verwendungsgruppen
zu berücksichtigen, wenn diese Beförderungen
nach dem 30. Juni 1980 wirksam werden. Die
dienst- und besoldungsrechtliche Stellung ist
gemäß § 8 Abs. 2 des Gehaltsgesetzes 1956 auch
bei jenen Beamten der im Abs. 1 angeführten
Verwendungsgruppen zu runden, die im Jänner
1980 in die Dienstklasse DI befördert, aber weder
von Abs. 1 Z. 1 noch von Abs. 1 Z. 2 erfaßt
werden.

(3) Bei Beamten der Verwendungsgruppen D,
C, W 2 und W 3, die mit Wirkung vom 1. Juli 1980
in die Dienstklasse IV oder V befördert werden,
kann aus Anlaß dieser Beförderung und mit deren
Wirksamkeit im Einvernehmen mit dem Bundes-
kanzleramt die dienst- und besoldungsrechtliche
Stellung unter Bedachtnahme auf die Abs. 1 und 2
günstiger festgesetzt werden, als sie sich aus § 33
des Gehaltsgesetzes 1956 ergibt.

Artikel VII

(1) Die Tabelle im § 42 Abs. 1 des Gehalts-
gesetzes 1956 in der Fassung des Art. I dieses
Bundesgesetzes und die Tabelle im § 66 Abs. 2
des Richterdienstgesetzes in der Fassung des

Art. II dieses Bundesgesetzes werden für Richte:
und Staatsanwälte durch folgende Tabellen
ersetzt:

(2) Der im § 43 Abs. 1 des Gehaltsgesetzes 1956
in der Fassung des Art. I dieses Bundesgesetzes
sowie der im § 67 Abs. 1 des Richterdienst-
gesetzes in der Fassung des Art. II dieses Bundes-
gesetzes angeführte Betrag von „1 365 S" wird
mit 1. Juli 1980 durch den Betrag von „1 846 S"
und mit 1. Juli 1981 durch den Betrag von
„2 329 S" ersetzt.

(3) Im Falle einer allgemeinen Gehaltserhöhung
für Bundesbeamte sind die in Abs. 1 und 2
angeführten Beträge mit Wirksamkeit vom Tag
dieser allgemeinen Gehaltserhöhung um jenen
Hundertsatz zu erhöhen, um den vergleichbare
Bezüge auf Grund dieser allgemeinen Gehalts-
erhöhung angehoben werden. Dabei sind Rest-
beträge von 50 g und mehr auf volle Schilling-
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beträge aufzurunden und Restbeträge von weniger
als 50 g zu vernachlässigen.

Artikel VIII

(1) Auf Beamte, die vor dem 1. Juli 1979 aus
der Besoldungsgruppe der Richteramtsanwärter,
Richter und Staatsanwälte in eine andere Besol-
dungsgruppe überstellt worden sind und die
im Juni 1979 auf Grund dieser Überstellung
Anspruch auf eine Ergänzungszulage gemäß
§ 12 a Abs. 9 zweiter Satz des Gehaltsgesetzes
1956 gehabt haben, ist ab 1. Juli 1979 bei der
Anwendung des § 12 a Abs. 9 zweiter und dritter
Satz des Gehaltsgesetzes 1956 weiterhin von
dem im Juni 1979 zugrunde gelegten bisherigen
Gehalt (zuzüglich der für die Bemessung des
Ruhegenusses anrechenbaren Zulagen — ausge-
nommen die Verwendungszulage) auszugehen.

(2) Der bisherige Gehalt und die gemäß Abs. 1
zu berücksichtigenden Zulagen sind um jenen
Hundertsatz zu erhöhen, um den sich der ab
1. Jänner 1979 geltende Gehalt der Gehaltsstufe 2
der Dienstklasse V erhöht. Ist die sich auf diese
Weise ergebende Summe von Gehalt und Zulagen
nicht durch volle Schillingbeträge teilbar, so
sind Restbeträge von weniger als 50 g zu ver-
nachlässigen und Restbeträge von 50 g und mehr
auf den vollen Schillingbetrag aufzurunden.

Artikel IX

(1) Es treten in Kraft:
1. Art. VIII mit 1. Juli 1979,
2. Art. I bis III, V und VII mit 1. Jänner 1980,
3. Art. VI mit 1. Juli 1980.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundeskanzler, in Angelegenheiten jedoch,
die nur den Wirkungsbereich eines Bundes-
ministers betreffen, dieser Bundesminister betraut.

Kirchschläger
Kreisky Pahr Sekanina Androsch
Salcher Staribacher Lanc Broda
Haiden Weißenberg Sinowatz

Lausecker Firnberg

5 6 2 . Bundesgesetz vom 18. Dezember
1979, mit dem das Vertragsbediensteten-
gesetz 1948 geändert wird (28. Vertrags-

bedienstetengesetz-Novelle)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Vertragsbedienstetengesetz 1948, BGBl.
Nr. 86, zuletzt geändert durch die 27. Vertrags-
bedienstetengesetz-Novelle, BGBl. Nr. 678/1978,

und Art. IV des Arbeiter-Abfertigungsgesetzes,
BGBl. Nr. 107/1979, wird wie folgt geändert:

1. Die Tabelle im § 11 Abs. 1 erhält folgende
Fassung:

2. Im § 13 wird die Zitierung „Anlage 1 zum
Beamten-Dienstrechtsgesetz, BGBl. Nr. 329/
1977," durch die Zitierung „Anlage 1 zum
Beamten-Dienstrechtsgesetz 1979, BGBl.
Nr. 333," ersetzt.

3. Die Tabelle im § 14 Abs. 1 erhält folgende
Fassung:
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4. § 20 erhält folgende Fassung:

„Dienstzeit

§ 20. Für die Dienstzeit des Vertragsbedien-
steten gelten die §§ 48 bis 50 des Beamten-Dienst-
rechtsgesetzes 1979 sinngemäß."

5. Die Tabelle im § 22 Abs. 2 erhält folgende
Fassung:

6. § 23 erhält folgende Fassung:

„Sachleistungen
§ 23. Für die Gewährung von Sachleistungen

gelten die einschlägigen gesetzlichen Bestimmun-
gen für die Bundesbeamten sinngemäß."

7. Im § 24 Abs. 8 wird die Zitierung „§ 3
Abs. 1 bis 3 und § 5 Abs. 1 des Mutterschutz-
gesetzes, BGBl. Nr. 76/1957," durch die Zitie-
rung „§ 3 Abs. 1 bis 3 und § 5 Abs. 1 des Mutter-
schutzgesetzes 1979, BGBl. Nr. 221," ersetzt.

8. Im § 26 Abs. 2 Z. 5 wird
a) die Zitierung „Anlage 1 des Beamten-Dienst-

rechtsgesetzes," durch die Zitierung „An-
lage 1 des Beamten-Dienstrechtsgesetzes
1979,"

b) die Zitierung „§ 134 Abs. 4 des Beamten-
Dienstrechtsgesetzes" durch die Zitierung
„§ 186 Abs. 4 des Beamten-Dienstrechts-
gesetzes 1979"

ersetzt.
9. Im § 26 Abs. 4 Z. 2 wird die Zitierung „§ 15

des Mutterschutzgesetzes, BGBl. Nr. 76/1957,"
durch die Zitierung „§ 15 des Mutterschutz-
gesetzes 1979" ersetzt.

10. Im § 27 d Abs. 1 wird die Zitierung „§ 28
Abs. 4 der Dienstpragmatik" durch die Zitierung
„§ 48 Abs. 4 des Beamten-Dienstrechtsgesetzes
1979" ersetzt.

11. Im § 27 d Abs. 2 wird die Zitierung „§ 28
Abs. 5 der Dienstpragmatik" durch die Zitie-
rung „§ 48 Abs. 6 des Beamten-Dienstrechts-
gesetzes 1979" ersetzt.

12. Im § 29 b Abs. 4 wird die Zitierung „§ 15
Abs. 1 des Mutterschutzgesetzes, BGBl. Nr. 76/
1957," durch die Zitierung „ § 1 5 Abs. 1 des
Mutterschutzgesetzes 1979" ersetzt.

13. Im § 29 b Abs. 6 wird nach dem Wort
„Mutterschutzgesetzes" die Jahreszahl „1979"
eingefügt.

14. Im § 40 Abs. 2 wird die Wortgruppe „§ 120
des Beamten-Dienstrechtsgesetzes und in der
Anlage 1 zum Beamten-Dienstrechtsgesetz" durch
die Wortgruppe „§ 161 des Beamten-Dienst-
rechtsgesetzes 1979 und in der Anlage 1 zum
Beamten-Dienstrechtsgesetz 1979" ersetzt.

15. Die Tabelle im § 41 Abs. 1 erhält folgende
Fassung:
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16. Die Tabelle im § 44 Abt. 2 erhält folgende
Fassung:

17. Im § 44 a Abs. 1 wird

der Betrag von „238,30 S" durch den Betrag
von „248,30 S",

der Betrag von „342,40 S" durch den Betrag
von „356,80 S" und

der Betrag von „124,30 S" durch den Betrag
von „129,50 S" ersetzt.

18. Im § 44 a Abs. 2 werden die Beträge von
„229,20 S" und „419,70 S" durch die Beträge
von „238,80 S" und „437,30 S" ersetzt.

19. Im § 44 a Abs. 3 wird

in Z. 1 der Betrag von „229,20 S" durch den
Betrag von „238,80 S",

in Z. 2 der Betrag von „229,20 S" durch den
Bettag von „238,80 S",

in Z. 3 der Betrag von „419,70 S" durch den
Betrag von „437,30 S" und

in Z. 4 der Betrag von „188,50 S" durch den
Betrag von „196,40 S" ersetzt.
20. Im § 44 a Abs. 4 werden die Beträge von

„149,90 S" und „124,30 S" durch die Beträge
von „156,20 S" und „129,50 S" ersetzt.

21. Im § 44 a Abs. 5 wird der Betrag von
„255,— S" durch den Betrag von „265,70 S"
ersetzt.

22. Im § 44 a Abs. 6 wird

der Betrag von „22 323 S" durch den Betrag
von „23 261 S",

der Betrag von „17 785 S" durch den Betrag
von „18 532 S" und

der Betrag von „11 888 S" durch den Betrag
von „12 387 S" ersetzt.

23. Im § 46 Abs. 7 wird nach dem Wort „Mutter-
schutzgesetzes" die Jahreszahl „1979" eingefügt.

24. § 47 erhält folgende Fassung:

„Ferien und Urlaub

§ 47. Auf Ferien und Urlaub der Vertrags-
lehrer sind an Stelle der §§ 27 bis 28 c die Bestim-
mungen des § 177 des Beamten-Dienstrechts-
gesetzes 1979 sinngemäß anzuwenden."

Artikel II

Art. V Z. 2 der 25. Vertragsbediensteten-
gesetz-Novelle, BGBl. Nr. 663/1977, tritt außer
Kraft.

Artikel III

(1) Das monatliche Sonderentgelt jener Ver-
tragsbediensteten des Bundes, mit denen vor
dem 1. Jänner 1980 gemäß § 36 des Vertrags-
bedienstetengesetzes 1948 ein Sondervertrag abge-
schlossen worden ist, wird ab 1. Jänner 1980 um
4,2 v. H. erhöht, wenn

1. sich diese Erhöhung nicht bereits aus dem
Sondervertrag ergibt oder

2. im Sondervertrag die Erhöhung des Sonder-
entgeltes nicht an andere Anlaßfälle als
Bezugserhöhungen oder Teuerungsabgel-
tungen im öffentlichen Dienst geknüpft ist.

(2) Ist der sich nach Abs. 1 ergebende Betrag
nicht durch 5 S teilbar, so sind

1. Restbeträge von weniger als 2,50 S zu
vernachlässigen,

2. Restbeträge von mindestens 2,50 S, aber
weniger als 7,50 S auf den nächsten durch
5 S teilbaren Betrag zu runden und

3. Restbeträge von mindestens 7,50 S auf den
nächsten durch 10 S teilbaren Betrag aufzu-
runden.

(3) Die nach Abs. 1 erforderlichen Maßnahmen
bedürfen nicht der im § 36 des Vertragsbedien-
stetengesetzes 1948 vorgesehenen Genehmigung
des Bundeskanzlers und des Bundesministers für
Finanzen.

Artikel IV

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner 1980
in Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundeskanzler, in Angelegenheiten jedoch,
die nur den Wirkungsbereich eines Bundes-
ministers betreffen, dieser Bundesminister betraut.

Kirchschläger
Kreisky Pahr Sekanina Androsch
Salcher Staribacher Lanc Broda
Haiden Weißenberg Sinowatz

Lausecker Firnberg
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568. Bundesgesetz vom 18. Dezember
1979, mit dem die Bundesforste-Dienst-
ordnung geändert wird (12. Novelle zur

Bundesforste-Dienstordnung)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Die Bundesforste-Dienstordnung, BGBl.
Nr. 201/1969, zuletzt geändert durch das Bundes-
gesetz BGBl. Nr. 679/1978, wird wie folgt
geändert:

1. § 12 Abs. 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Soweit dies nicht der Fall ist, insbesondere
für den ausschließlichen Bürodienst, gelten für
die Dienstzeit der Bediensteten die §§ 48 bis 50
des Beamten-Dienstrechtsgesetzes 1979, BGBl.
Nr. 333, sinngemäß."

2. Die Tabelle im § 17 Abs. 2 erhält folgende
Fassung:

3. § 21 Abs. 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Die Dienstalterszulage beträgt in der
Verwendungsgruppe A 783 S, in der Verwen-
dungsgruppe B 597 S, in der Verwendungsgruppe
C 372 S und in der Verwendungsgruppe D

324 S. Sie erhöht sich nach vier in der höchsten
Gehaltsstufe verbrachten Jahren auf das doppelte
Ausmaß der vorgenannten Beträge."

4. Die Tabelle im § 22 Abs. 4 erhält folgende
Fassung:

5. § 25 Abs. 6 erhält folgende Fassung:

„(6) Der Zuschlag beträgt
1. für Bedienstete der Verwendungsstufe A3

für jeden vollen Punkt 43,— S, wenn jedoch
die Punktezahl mehr als 26 beträgt, für
jeden vollen Punkt, mit dem die Zahl 26
überschritten wird, abweichend vom erst-
genannten Betrag 86,10 S;

2. für Revierförster
a) für 3 Punkte 294,90 S,
b) für 4 Punkte 392,20 S,

c) für 5 Punkte 490,90 S und
d) für jeden weiteren Punkt 243,70 S
zusätzlich."

6. Im § 25 a Abs. 1 wird der Betrag von
„1117 S" durch den Betrag von „1 164 S"
ersetzt.

7. Im § 35 Abs. 8 wird die Zitierung „§ 3 Abs. 1
bis 3 und § 5 Abs. 1 des Mutterschutzgesetzes,
BGBl. Nr. 76/1957," durch die Zitierung „§ 3
Abs. 1 bis 3 und § 5 Abs. 1 des Mutterschutz-
gesetzes 1979, BGBl. Nr. 221," ersetzt.
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8. Im § 38 b Abs. 1 wird die Zitierung „§ 28
Abs. 4 der Dienstpragmatik" durch die Zitierung
„§ 48 Abs. 4 des Beamten-Dienstrechtsgesetzes
1979" ersetzt.

9. Im § 42 Abs. 4 wird die Zitierung „§ 15
Abs. 1 des Mutterschutzgesetzes, BGBl. Nr. 76/
1957," durch die Zitierung „§ 15 Abs. 1 des
Mutterschutzgesetzes 1979" ersetzt.

10. Im § 42 Abs. 6 wird die Zitierung „§ 15
Abs. 1 des Mutterschutzgesetzes, BGBl. Nr. 76/
1957," durch die Zitierung „§ 15 Abs. 1 des
Mutterschutzgesetzes 1979" ersetzt.

Artikel II

Der im Art. III Z. 3 der 7. Novelle zur Bundes-
forste-Dienstordnung, BGBl. Nr. 398/1975, in
der Fassung des Art. II des Bundesgesetzes BGBl.
Nr. 679/1978 angeführte Betrag von „1070 S"
wird durch den Betrag von „1 115 S" ersetzt.

Artikel III
(1) Das monatliche Sonderentgelt jener Bedien-

steten, mit denen vor dem 1. Jänner 1980 gemäß
§ 56 der Bundesforste-Dienstordnung ein Sonder-
vertrag abgeschlossen worden ist, wird ab
1. Jänner 1980 um 4,2 v. H. erhöht, wenn

1. sich diese Erhöhung nicht bereits aus dem
Sondervertrag ergibt oder

2. im Sondervertrag die Erhöhung des Sonder-
entgeltes nicht an andere Anlaßfälle als
Bezugserhöhungen oder Teuerungsabgel-
tungen im öffentlichen Dienst geknüpft ist.

(2) Ist der sich nach Abs. 1 ergebende Betrag
nicht durch 5 S teilbar, so sind

1. Restbeträge von weniger als 2,50 S zu
vernachlässigen,

2. Restbeträge von mindestens 2,50 S, aber
weniger als 7,50 S auf den nächsten durch
5 S teilbaren Betrag zu runden und

3. Restbeträge von mindestens 7,50 S auf den
nächsten durch 10 S teilbaren Betrag aufzu-
runden.

(3). Die nach Abs. 1 erforderlichen Maßnahmen
bedürfen nicht der im § 56 der Bundesforste-
Dienstordnung vorgesehenen Genehmigung des
Bundeskanzlers und des Bundesministers für
Finanzen.

Artikel IV

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner 1980
in Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist, soweit darin nichts anderes bestimmt wird,
die Bundesregierung, in Angelegenheiten jedoch,
die nur den Wirkungsbereich eines Bundes-
ministers betreffen, dieser Bundesminister betraut.

Kirchschläger
Kreisky Androsch Pahr Sekanina
Salcher Staribacher Lanc Broda
Haiden Weißenberg Sinowatz

Lausecker Firnberg

5 6 4 . Bundesgesetz vom 18. Dezember
1979, mit dem die Kunsthochschul-Dienstord-
nung geändert wird (5. Novelle zur Kunst-

hochschul-Dienstordnung)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Die Kunsthochschul-Dienstordnung, BGBl.
Nr. 77/1972, zuletzt geändert durch das Bundes-
gesetz BGBl. Nr. 680/1978, wird wie folgt ge-
ändert:

§ 3 Abs. 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Als Mindest- und Höchstsätze der Jahres-
entlohnung für eine Unterrichtsstunde pro Woche
gelten:

I. Hochschulen für Musik und darstellende
Kunst:

II. Hochschule für angewandte Kunst in Wien
und Hochschule für künstlerische und industrielle
Gestaltung in Linz:

Artikel II

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner
1980 in Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für Wissenschaft und For-
schung betraut.

Kirchschläger
Kreisky Firnberg


